
Satzung
über die Erhebung der Hundesteuer in der Gemeinde Meineweh

(Hundesteuersatzung)

Auf Grundlage der §§ 5, 8, und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes
des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA 2014, S. 288),
und aufgrund der §§ 2 und 3 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1996 (GVBI. LSA S.
405), beide Gesetze in der derzeit gültigen Fassung, hat der Gemeinderat der Ge-
meinde Meineweh in seiner Sitzung am 27.11.2023 folgende Satzung beschlossen:

Steuergegenstand

(1) Die Gemeinde Meineweh erhebt die Hundesteuer nach dieser Satzung.

(2) Gegenstand der Steuer ist das Halten von mehr als drei Monate alten Hun-
den durch natürliche Personen im Gemeindegebiet. Wird das Alter des Hun-
des nicht nachgewiesen, ist für Zwecke der Besteuerung nach dieser Sat-
zung davon auszugeben, dass er älter als drei Monate ist.

Steuerschuldner

(1) Steuerschuldner ist der Halter eines Hundes.

(2) Hundehalter ist, wer einen oder mehrere Hunde zu persönlichen Zwecken im
eigenen Interesse oder im Interesse seiner Haushaltsangehörigen im eige-
nen Haushalt oderWirtschaftsbetrieb aufgenommen hat.

(3) Ein Hund wird nicht zu persönlichen Zwecken gehalten, wenn die Kosten der
Hundehaltung als Betriebsausgaben oder Werbungskosten im Sinne des
Einkommensteuergesetzes in der jeweils gültigen Fassung vom zuständigen
Finanzamt anerkannt werden. Diensthunde öffentlich-rechtlicher Körper-
schaften werden nicht zu persönlichen Zwecken gehalten, soweit die Hun-
dehaltung sich als eine dem Dienstherrn geschuldete Dienstpflicht darstellt.
Das ist zu vermuten, wenn die Kosten für den Diensthund öffentlich-
rechtlicher Körperschaften überwiegend aus öffentlichen Mitteln bestritten
werden.

(4) Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund länger als zwei Monate im Jahr
gepflegt, untergebracht oder auf Probe oder zum Anlernen gehalten hat, es
sei denn er kann nachweisen, dass der Hund bereits in einer anderen Ge-
meinde in der Bundesrepublik Deutschland versteuert wird oder von der
Steuer befreit ist.

(5) Alle in einem gemeinsamen Haushalt aufgenommenen Hunde gelten als von
ihren Haltern gemeinsam gehalten. Ein gemeinsamer Haushalt ist anzu-
nehmen, wenn die Hundehaltung aufgrund der bautich-räumlichen Verhält-
nisse jeweils nur im wechselseitigen Einvernehmen oder wenigstens mit



Duldung der herangezogenen, volljährigen Haushaltsmitglieder erfolgen
kann.

Entstehung der Steuerpflicht

(1) Die Steuerpflicht entsteht frühestens mit dem 1. des Monats, der dem Monat
folgt, in welchem:

1. ein Hund in einen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen wird
und das Alter von mindestens 3 Monaten erreicht hat;

2. ein von einer im Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb gehaltenen Hündin
geworfener Hund drei Monate alt geworden ist;

3. der Halter des Hundes mit dem Hund in der Gemeinde seinen Wohnsitz
nimmt;

4. nach Überschreiten des Zeitraumes von zwei Monaten in den Fällen des
§ 2 Abs. 4.

(2) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem die Hunde-
haltung beendet wird oder in dem der Halter seinen Wohnsitz in der Ge-
meinde aufgibt. Die hlundehaltung ist beendet, wenn der hlund abgeschafft
wird, abhandenkommt oder verstirbt. Bei Nichteinhaltung der im § 11 Abs. 2
geregelten Abmeldefrist endet die Steuerpflicht in der Regel mit Ablauf des
Monats, in dem die Meldung bei der Gemeinde eingeht.

Erhebungszeitraum, Entstehung der Steuerschuld

(1) Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben. Erhebungszeitraum ist das Ka-
lenderjahr.

(2) Entsteht oder endet die Steuerpflicht im Laufe eines Kalenderjahres, so ist
die Steuer anteilmäßig auf volle Monate zu berechnen.

(3) Die Jahressteuerschuld entsteht jeweils zu Beginn des Erhebungszeitrau-
mes am 01.01. des jeweiligen Kalenderjahres. Beginnt die Steuerpflicht erst
im Laufe des Erhebungszeitraumes, entsteht die Steuerschuld mit Beginn
des Monats, in dem die Steuerpflicht nach § 3 Abs. 1 dieser Satzung be-
ginnt.

Festsetzung und Fälligkeit

(1) Die Steuer wird für ein Kalenderjahr oder, wenn die Steuerpflicht erst wäh-
rend des Kalenderjahres beginnt, für den Rest des Kalenderjahres durch
Bescheid festgesetzt. Ein für das Kalenderjahr erlassener Bescheid gilt fort,



solange sich die Steuerpflicht nach § 3, die Anzahl der Hunde oder der
Steuersatz nach § 6 nicht ändern.

(2) Die Steuer ist mit dem Jahresbetrag am 1.07. eines jeden Jahres fällig. Ent-
steht die Steuerschuld gem. § 4 Abs. 2 Satz 2 erst nach diesem Fälligkeits-
Zeitpunkt wird sie mit Bekanntgabe des Bescheides fällig, soweit nicht im
Bescheid ein anderer Zeitpunkt bestimmt ist.

(3) Die Steuer kann auf Antrag in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15.02.,
15.05., 15.08. und 15.11. eines jeden Jahres festgesetzt werden. In beson-
deren Härtefällen können davon abweichende Fälligkeitstermine bestimmt
werden.

(1)

Steuersatz

Die Steuer wird nach der Anzahl der gehaltenen Hunde bemessen.
Sie beträgt jährlich:

1) für den ersten Hund
2) für den zweiten Hund
3) für den dritten Hund
4) für jeden weiteren Hund
5) für den gefährlichen Hund
6) für jeden weiteren gefährlichen Hund

40,00 Euro
60,00 Euro
80,00 Euro

100,00 Euro
325,00 Euro
520,00 Euro

Soweit die Steuerpflicht nach § 3 Abs. 1 erst im Laufe des Kalender-
Jahres entsteht, beträgt die Steuer für jeden Monat der Steuerpflicht
einen Zwölftel des Jahresbetrages.

(2) Hunde, für die eine Steuerbefreiung nach § 8 gewährt wird, sind bei der Be-
rechnung der Anzahl der Hunde nicht anzusetzen. Bei Hunden, für die eine
Steuerermäßigung nach § 9 gewährt wird, gelten als erste Hunde.

(3) Gefährliche Hunde im Sinne dieser Satzung sind Hunde, deren Gefährlich-
keit vermutet oder im Einzelfall gem. § 3 Abs. 1 bis 3 des Gesetzes zur Vor-
sorge gegen die von Hunden ausgehenden Gefahren des Landes Sachsen-
Anhalt vollziehbar als gefährlich festgestellt wurden. Hebt die zuständige Si-
cherheitsbehörde den Leinen- und/oder Maulkorbzwang auf, erfolgt die Be-
Steuerung ab dem 1. Des Folgemonats nach Abs. 1 Nr. 1 - 3.

§7
Allgemeine Voraussetzungen für Steuervergünstigungen

(1) Die Gewährung von Steuervergünstigungen (Steuerbefreiungen, Steuerer-
mäßigungen) nach den §§ 8 und 9 richtet sich nach den Verhältnissen zu
Beginn des Kalenderjahres. In den Fällen des § 3 (1) sind die Verhältnisse
bei Beginn der Steuerpflicht maßgeblich.

(2) Steuervergünstigungen werden nur auf Antrag gewährt. Anträge sind bis
zum 31.01. des Kalenderjahres zu stellen. Verspätet eingereichte Anträge



werden nicht berücksichtigt, es sei denn, dem Antragsteller ist bei nachge-
wiesenem Nichtverschulden Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu ge-
währen.

(3) Bei Gewährung der beantragten Steuervergünstigung ergeht ein entspre-
chender Steuerbescheid, mit dem die geänderte Steuerfestsetzung bekannt
gegeben wird.

Steuerbefreiungen

Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für:

(1) den ersten Hund, der ausschließlich dem Schutz und der Hilfe blinder, ge-
hörloser oder sonst hilfloser Personen dient. Sonst hilflose Personen sind
solche Personen, die einen Schwerbehindertenausweis mit dem Merkzei-
chen „B", „BL", „Gl", „aG" oder „H" besitzen,

(2) Gebrauchshunde in der erforderlichen Anzahl, welche ausschließlich für die
Bewachung von Herden verwendet werden,

(3) Erfolgreich geprüfte Jagdgebrauchshunde soweit der Einsatz des Hundes im
Sinne von § 2 Abs. 3 des Lendesjagdgesetzes für Sachsen-Anhalt in der je-
weils geltenden Fassung von der unteren Jagdbehörde bestätigt wurde.

(4) Hunde, die von ihrem Halter aus einem Tierheim, aus dem Bereich des Bur-
genlandkreises, erworben wurden, werden für das laufende Jahr von der
Steuer freigestellt. Die Nachweispflicht liegt beim Halter. Wird ein solcher
Hund nach Ablauf der Befreiung wieder in einem Tierheim abgegeben und
später erneut ein Hund aus einem Tierheim des Burgenlandkreises erwor-
ben, wird diesen keine Steuerbefreiung gewährt.

Steuerermäßigung

Die Steuer wird auf Antrag auf 50 v. H. des Steuersatzes nach § 6 (1) ermäßigt für:

(1) einen Hund, der der Bewachung von bewohnten Gebäuden dient, die von
dem nächsten bewohnten Gebäude mehr als 200 m Luftlinie entfernt liegen,

(2) hlunde, die die für Melde-, Sanitäts- oder Schutzhunde vorgeschriebene Prü-
fung vor Leistungsprüfern der zuständigen Fachorganisation mit Erfolg abge-
legt haben und für den Zivilschutz, Katastrophenschutz oder Rettungsdienst
zur Verfügung stehen. Die Ablegung der Prüfung ist durch Vorlage eines
Prüfungszeugnisses nachzuweisen und die Verwendung des hlundes in ge-
eigneter Weise glaubhaft zu machen.

(3) Hunde die von zugelassenen Unternehmungen des Bewachungsgewerbes
oder von berufsmäßigen Einzelwächtern neben persönlichen Zwecken auch
zur Ausübung des Wachdienstes dienen. Ein Nachweis über die berufliche
Tätigkeit im Wachdienst ist zu erbringen.



(4) Hunde, die eine vom Verband des deutschen hlundewesens (VDH) aner-
kannte Begleithundeprüfung besitzen, dies ist durch ein entsprechendes
Prüfungszeugnis nachzuweisen.

(5) Hunde, die als Therapiehunde ausgebildet sind und zu therapeutischen
Zwecken eingesetzt werden, hierzu ist ein entsprechender Nachweis zu er-
bringen.

§10
Meldepflicht

(1) Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb von 2 Wochen nach
Aufnahme bei der Gemeinde schriftlich anzumelden. Ein junger Hund ist in-
nerhalb von 2 Wochen, nachdem er drei Monate alt geworden ist anzumel-
den. In den Fällen des § 2 (3) muss die Anmeldung innerhalb von 2 Wochen
nach dem Tage erfolgen, an dem der Zeitraum von 2 Monaten überschritten
ist. Bei Zuzug gemäß § 3 (1) muss die Anmeldung innerhalb von 2 Wochen
nach dem Ersten des dem Zuzug folgenden Monats erfolgen.

Bei der Anmeldung sind grundsätzlich anzugeben:

1. Name des Hundes,
2. Rassebezeichnung,
3. Farbe des Hundes,
4. Geburi:sdatum des Hundes,
5. Geschlecht des Hundes,
6. Identifizierungsnummer (Transpondernummer) des Hundes,
7. Datum der Aufnahme des Hundes in den Haushalt,
8. Name und Anschrift des hlundehalters,
9. Nachweis einer Haftpflichtversicherung.

(2) Der Hundehalter ist verpflichtet, einen hlund innerhalb von 2 Wochen nach
Beendigung der Hundehaltung bei der Gemeinde abzumelden. Bei Wegzug
aus der Gemeinde gilt ebenfalls diese Frist. Im Falle einer Veräußerung sind
bei der Abmeldung Name und Wohnung des Erwerbers anzugeben.

(3) Entfallen die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung oder Steuerbe-
freiung, ist der Hundehalter verpflichtet, der Gemeinde dies innerhalb von 2
Wochen nach Eintritt des Grundes für den Wegfall der Vergünstigung anzu-
zeigen.

§11
Hundesteuermarken

(1) Für jeden angemeldeten Hund wird eine Hundesteuermarke ausgegeben.

(2) Die Hundesteuermarken bleiben für die Dauer der Haltung des Hundes gül-



(3) Der Hundehalter hat dem/den von ihm gehaltenem/n Hund/en die gültige
Steuermarke sichtbar anzulegen. Die Einhaltung dieser Bestimmung kann
jederzeit durch die Verbandsgemeinde Wethautal kontrolliert werden.

(4) Bei Verlust einer Hundesteuermarke wird dem Halter gegen eine Gebühr ei-
ne Ersatzmarke ausgehändigt.

Funktionsbezeichnung

Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in weiblicher und männlicher
Form.

§13
Ordnungswidrigkeiten

Zuwiderhandlungen gegen die §§ 10 und 11 Abs. 3 sind Ordnungswidrigkeiten nach
§ 16 Abs. 2 KAG-LSA und können mit einer Geldbuße bis zu 10.000,00 € belegt
werden.

§14
Inkrafttreten / Außerkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung der Gemeinde Meineweh vom
25.11.2010in Form der 1. Änderungssatzung vom 12.04.2016 außer Kraft.

Meineweh, den 27.11.2023
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Dienstsiegel

Verfahrensvermerke:

Die Veröffentlichung erfolgte am 21.12.2023 im Heimatspiegel.




